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IV.    Geschichtlicher Überblick über die US-amerikanische Rechnungslegung1

1. Entwicklung der Rechnungslegungsvorschriften bis zur Weltwirtschafts-

krise im Jahre 1933

Die Entwicklung der Rechnungslegungsvorschriften in den USA ist durch eine pragmatische
Behandlung von Bilanzierungsgrundsätzen gekennzeichnet. Vor der amerikanischen Unab-
hängigkeitserklärung wurden Gesellschaftsrecht und Rechnungslegungsvorschriften in den
USA stark vom englischen Recht beeinflußt. Seit der Unabhängigkeitserklärung lösten die
USA sich jedoch schrittweise vom englischen Recht, das amerikanische Recht wurde ent-
scheidend geändert. Während bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts in den USA hinsichtlich
der Gründung von Gesellschaften ausschließlich einzelstaatliche Vorschriften existierten,
wurden in den Jahren von 1911 bis 1931 zum Schutz der Öffentlichkeit erste gemeinsame
Securities Acts mit dem Ziel erlassen, eine bewußt unvollständige oder falsche Information
potentieller Anleger zu verhindern und den Aktionär vor dem Kauf von Wertpapieren über
die finanzielle Lage des Unternehmens aufzuklären. Infolge der beschränkten Gesetzesho-
heit der Einzelstaaten konnten diese Gesetze jedoch den zwischenstaatlichen Verkehr von
Wertpapieren nicht erfassen.

2. Die Entwicklung der Rechnungslegungsvorschriften in den USA ab 1933

2.1 Die Securities and Exchanges Commission (SEC)

2.1.1 Aufgaben der SEC

Die SEC ist eine unabhängige Regierungsbehörde, die durch ein Gesetz des Kongresses
der vereinigten Staaten von Amerika im Jahre 1934 gegründet wurde. Sie hat die Aufgabe,
die Einhaltung der folgenden Gesetze über die Ausgabe von Wertpapieren und den Handel
mit Wertpapieren zu überwachen und hat hierzu Ausführungsbestimmungen zu erlassen:

• Securities Act von 1933
• Securities Exchange Act von 1934
• Public Securits Holding Company Act von 1935
• Trust Indenture Act von 1939
• Investment Company Act von 1940
• Investment Advisors Act von 1940

Die Aufgaben und Pflichten der SEC sind in Gesetzen geregelt, deren Anwendung sie über-
wacht. Daneben hat sie wichtige Funktionen aufgrund des Securities Investor Protection
                                                                
1 Entnommen und zusammengestellt aus:

Eisolt: US-amerikanische und deutsche Konzernrechnungslegung, 1993
Jung: US-amerikanische und deutsche Rechnungslegung, 1979
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Act von 1970 wahrzunehmen, der den Securities Exchange Act von 1934 abänderte. Dem
Securities Act von 1933 sowie dem Securities Exchange Act von 1934 kommen im Rahmen
dieser Diplomarbeit besondere Bedeutung zu, so daß diese im folgenden ausführlich darge-
stellt werden sollen.

2.1.1.1 Securities Act von 1933

Dieser Act befaßt sich im wesentlichen mit den Publizitäts- und Überwachungsvorschrif-
ten bei der Erstausgabe von Wertpapieren. Nach seinen Bestimmungen können Wertpapie-
re von Gesellschaften i. d. R. erst dann veröffentlicht werden, wenn sie bei der SEC ange-
meldet worden sind. Dabei räumt der Act der SEC jedoch die Möglichkeit ein, bei einer
Ausgabe von Aktien bis zu einem Betrag von 1.500.000,-- US-Dollar auf eine Anmeldung
zu verzichten. Für die Anmeldung der Anteile haben die betroffenen Gesellschaften der SEC
ein sogenanntes Registration Statement, sowie den Prospect einzureichen, die beide die
vorgeschriebenen finanziellen und sonstigen Informationen enthalten müssen. Das bei der
Anmeldung verwendete Prospect muß an jeden Ersterwerber der registrierten Anteile ausge-
geben werden. Das Registration Statement ist ein öffentliches, von jedermann einsehbares
Dokument. Die SEC hat das Registration Statement zu prüfen, um sicherzustellen, daß die
vorgeschriebenen und wesentlichen Informationen z. B. über auszugebende Wertpapiere,
Tätigkeit des Unternehmens, Vermögens- und Ertragslage etc. vollständig darin enthalten
sind.

Außer dem Registration Statement und dem Prospect müssen der SEC Jahresabschlüsse
nebst der vorgeschriebenen Anlagen sowie eine Darstellung der Geschäftstätigkeit vorge-
legt werden. Die meisten dieser Daten müssen durch Wirtschaftsprüfer geprüft und bestätigt
worden sein.

Die Wertpapiere können erst dann ausgegeben werden, wenn die Anmeldung wirksam ge-
worden ist. Die SEC ist bestrebt, betrügerische Praktiken bei der Emission und dem Verkauf
von Anteilen zu verhüten, übernimmt aber dem Anleger gegenüber keine Garantie gegen
Verluste. Sie ist nur der Öffentlichkeit, nicht aber den Emittenten oder den Erwerbern von
Anteilen verantwortlich. Dennoch ist vorgesehen, daß die Emittenten, die Underwriter und
die Berater, einschließlich der Wirtschaftsprüfer, zivilrechtlich in Anspruch genommen
werden können, wenn wesentliche Angaben falsch oder unvollständig gemacht wurden. Das
Gesetz bietet auch eine strafrechtliche Handhabe gegen betrügerische Manipulationen beim
Verkauf von Wertpapieren im zwischenstaatlichen Handel, unabhängig davon, ob diese re-
gistriert sind oder nicht.

2.1.1.2 Securities Exchange Act von 1934

Der Handel mit Wertpapieren im zwischenstaatlichen Verkehr ist durch den Securities Ex-
change Act von 1934 geregelt. Dieser Act regelt die Anmeldung und die Meldepflicht na-

                                                                                                                                                                                     
Gabler: Wirtschaftslexikon, 1997
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tionaler Wertpapierbörsen, der an diesen Börsen zugelassenen Wertpapiere und den Handel
von Wertpapieren im Freiverkehr. Wertpapiere einer Gesellschaft müssen immer dann bei
der SEC angemeldet werden, wenn sie an einer Börse oder im Freiverkehr gehandelt werden
oder auch schon dann, wenn die Aktiva der betreffenden Gesellschaft 1.000.000,-- US-
Dollar überschreiten und die Anteile von mehr als 500 Aktionären gehalten werden.

Das Act verbietet Manipulationen des Marktes, durch die ein falsches oder irreführendes
Bild des aktiven Wertpapierhandels entstehen könnte sowie die Anwendung von Praktiken,
die geeignet sind, die Anleger zu täuschen oder zu betrügen. Nach dem Gesetz muß die SEC
auch Richtlinien über die Beleihung von Wertpapieren von Kunden, die Tätigkeit von be-
sonderen Händlern etc. erlassen und die Bewerbung um die Ausübung der Stimmrechte
der Wertpapierbesitzer von registrierten Gesellschaften regeln. Insider müssen der SEC
Aufstellungen der von ihnen gehaltenen Anteile an ihrer Gesellschaft vorlegen und monatli-
che Berichte über die Veränderung dieser Wertpapierportefeuilles geben. Gewinne aus dem
Verkauf dieser Anteile innerhalb von 6 Monaten nach deren Erwerb stehen der Gesellschaft
zu oder können von ihr zurückgefordert werden.

Auch aufgrund des Securities Exchange Act von 1934 müssen Registration Statements ab-
gegeben werden, die durch jährliche und vierteljährliche, der Öffentlichkeit zugängliche
Berichte immer auf den neuesten Stand gebracht werden. Die Registrierung der Wertpapiere
und das geforderte Berichtswesen sollen dem Anleger bei seiner Entscheidung hinsichtlich
des Kaufs oder des Verkaufs von Wertpapieren eines Unternehmens helfen. Dieses Regi-
stration Statement muß im wesentlichen dieselben Informationen enthalten, wie das Regi-
stration Statement nach dem Securities Act von 1933.

Das Registration Statement gemäß dem Securities Act von 1934 ist zusammen mit den Jah-
resabschlüssen und sonstigen Unterlagen, die mit dem Bestätigungsvermerk eines Wirt-
schaftsprüfers versehen sein müssen, der SEC vorzulegen. Zusätzlich werden ein Fünfjah-
resbericht über die betrieblichen Tätigkeiten sowie in einigen Fällen umfassende Erläute-
rungen der hauptsächlichen Tätigkeiten eines Unternehmens verlangt.

2.1.2 Richtlinien und Erlasse der SEC

2.1.2.1 Regulation S-X

Die SEC hat sich zu Bilanzierungsfragen in der Regulation S-X, den Accouting Series
Releases und zu sonstigen Stellungnahmen geäußert. Im wesentlichen betreffen diese Äu-
ßerungen aber nur Ausweis- und Gliederungsfragen sowie besondere Erläuterungspflich-
ten. Fragen des materiellen Bilanzinhaltes, insbesondere der Bewertung, hat sie dem Berufs-
stand der Wirtschaftsprüfer überlassen. Die wichtigsten von der SEC auf dem Gebiet der
Bilanzierung erlassenen Richtlinien ist die aus 12 Artikeln bestehende Regulation S-X, die
zusammen mit den sogenannten Accounting Series Releases Form und Inhalt der Jahresab-


